
„Die Teilhabe am Arbeitsleben ist
ein entscheidender Faktor für Men-
schen mit Behinderung, ihren An-
spruch als gleichberechtigte Mit-
glieder der Gesellschaft zu verwirk-
lichen und selbstbestimmt zu le-
ben“, so hatte es Karola Stange, Be-
hindertenpolitikerin der Linksfrakti-
on, auf einer Pressekonferenz im
Landtag betont. 

Gemeinsam mit der Arbeitsmarktpo-
litikerin Ina Leukefeld wurden im Vor-
feld eines Fachgesprächs, zu dem die
Fraktion am 6. September Vertreter
der Behindertenbewegung, von Ge-
werkschaften, der Wirtschaft, Verei-
nen und Verbänden sowie Betroffene
nach Erfurt in den Landtag eingeladen
hat, die Standpunkte der LINKEN er-
läutert.

Sie basieren auch auf den Antworten
der Landesregierung auf eine Reihe
von Kleinen Anfragen. „Viele Men-
schen mit Behinderungen oder chroni-
schen Erkrankungen sind strukturell
diskriminiert und durch bestehende
Barrieren an der Teilhabe am Arbeitsle-
ben gehindert“, so Ina Leukefeld. Die
Unternehmen seien aufgefordert,
mehr Menschen mit Behinderung ein-
zustellen. Zudem müssten die gesetzli-
che Beschäftigungsquote wieder von
fünf auf sechs Prozent angehoben und
die Ausgleichsabgabe für die Betriebe,
die das nicht erfüllen, drastisch erhöht
werden. 

Werkstätten sollen 
Integrationszentren werden

Eine weitere Forderung lautet, dass
behinderte Menschen eine tarifliche
Entlohnung in den Werkstätten erhal-
ten müssen und dass die Weiterent-
wicklung von Werkstätten für Men-
schen mit Behinderung in Richtung In-
tegrationszentren und Dienstleistungs-
gesellschaften entschieden vorange-
trieben werden soll. Die beiden Abge-

ordneten hatten während der Presse-
konferenz Zahlen und Fakten zur Situa-
tion in Thüringen vorgelegt: Bei
231.105 Menschen wurde eine
Schwerbehinderung festgestellt, in
193.146 Fällen wurde ein Schwerbe-
hindertenausweis ausgestellt (Stand
30.04.2011). Gleichzeitig lag bei
123.020 Menschen ein Grad der Be-
hinderung zwischen 20 und 40 vor, al-
so liegt die Gesamtzahl der Menschen
mit Behinderungen im Freistaat Thürin-
gen bei 354.000. Viele Menschen mit
Handicap haben zwar das Potential für
eine Beschäftigung auf dem ersten Ar-

sundheitliche Beeinträchtigungen und
Behinderungen eine wesentliche Rolle
spielen. Die Arbeitslosigkeit von
Schwerbehinderten in Thüringen ist bis
zum Jahr 2007 stetig angestiegen und
pegelt sich in den letzten Jahren bei ca.
7.000 Betroffenen ein. 

Pflichtquote nicht erfüllt

Gravierend ist aber die Entwicklung
der Arbeitslosigkeit der schwerbehin-
derten Menschen im Vergleich zur Ent-
wicklung der Gesamtarbeitslosigkeit.
Während die Gesamtarbeitslosigkeit in

Arbeitsplätze für 
behinderte Menschen
Während die Gesamtarbeitslosigkeit sinkt, steigt der Anteil der Schwerbehinderten
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Das Sozialgericht Mainz hat ent-
schieden, dass die Regelungen zur
Bemessung der Kosten der Unter-
kunft nicht mit dem Grundrecht auf
Gewährleistung eines menschen-
würdigen Existenzminimums aus
Art. 1 Abs. 1 Grundgesetz (GG) in
Verbindung mit dem Sozialstaats-
prinzip des Art. 20 Abs. 1 GG ver-
einbar sind. Dazu sagte MdL Hei-
drun Sedlacik: „Eine Begrenzung
der Kosten der Unterkunft auf eine
bestimmte Höhe, welche durch die
Jobcenter und Kommunen als ange-
messen angesehen werden, darf al-
so nicht erfolgen. Das Gericht hat
dazu festgestellt, dass auch höhere
Kaltmietbeträge, als von den Kom-
munen vorgegeben, zu gewähren
sind.“ Die Abgeordnete empfiehlt
den Betroffenen, unter Beachtung
dieser Entscheidung eine Überprü-
fung der Kosten der Unterkunft vor-
nehmen lassen, wenn diese durch
Jobcenter vom tatsächlichen Kalt-
mietbetrag gekürzt wurden.

Nachdem bekannt wurde, dass
Rettungsdienstleistungen europa-
weit ausgeschrieben werden müs-
sen, wenn dies nicht durch Lan-
desgesetze anderweitig geregelt
ist, forderte MdL Jörg Kubitzki,
dass die Thüringer Landesregie-
rung sofort prüft, inwieweit Thürin-
gen betroffen ist. „Es müssen um-
gehend die notwendigen gesetzli-
chen Schritte unternommen wer-
den, damit die Leistungen des Ret-
tungsdienstes sowie weitere sozia-
le Dienstleistungen regional verge-
ben werden können. Hier wird eine
aufopferungsvolle Arbeit zur Ret-
tung von Menschenleben geleistet
und diese muss auch entspre-
chend entlohnt werden“, verlangte
der Gesundheitspolitiker der LIN-
KEN.                                             

KURZ UND PRÄGNANT

Kosten der Unterkunft

Rettungsdienste

beitsmarkt, bedürfen dafür aber einer
besonderen Unterstützung. Für sie gibt
es seit 2008 das Gesetz über die Un-
terstützte Beschäftigung. Wichtigstes
Instrument dafür ist die individuelle be-
triebliche Qualifizierung, Einarbeitung
und Berufsbegleitung. Ziel ist ein ange-
messenes und geeignetes sozialversi-
cherungspflichtiges Arbeitsverhältnis. 

Zum 31.7.2012 waren 6.529
Schwerbehinderte in Thüringen offiziell
arbeitslos gemeldet, das sind 6,9 Pro-
zent aller Erwerbslosen. Davon sind
2.557 im Bereich des SGB III und
3.972 im SGB II. Nicht berücksichtigt
sind dabei Menschen mit Handicap oh-
ne anerkannte Schwerbehinderung,
wobei vor allem bei Menschen mit mul-
tiplen Vermittlungshemmnissen ge-

Thüringen seit 2009 kontinuierlich
sinkt, steigt der Anteil der arbeitslosen
Schwerbehinderten leicht an. Damit
profitierten die schwerbehinderten
Menschen in Thüringen nicht von der
Dynamik am Arbeitsmarkt. Die Einnah-
men aus der Ausgleichsabgabe bewe-
gen sich in den letzten Jahren auf ähn-
lichem Niveau. Die fünfprozentige
Pflichtquote der Beschäftigung von
Menschen mit Behinderungen wurde
in den Thüringer Unternehmen (2011:
4350 Unternehmen) nicht erfüllt, sie
lag bei nur 4,4 Prozent. Die Pflichtquo-
te wird seit vielen Jahren von der Thü-
ringer Staatskanzlei und dem Ministe-
rium für Bildung, Wissenschaft und
Kultur unterschritten, aber vom Frei-
staat Thüringen als Arbeitgeber insge-
samt seit 2008 erfüllt.

Schere klafft auseinander

Dabei sind Menschen mit einer Be-
hinderung in der Regel gut ausgebildet.
85 Prozent haben einen beruflichen
bzw. akademischen Abschluss, sie lie-
gen damit sogar über dem Durch-
schnitt der nicht behinderten Arbeits-
losen. Die Schere zwischen den Men-
schen mit Behinderung, die in den
Werkstätten für Behinderte tätig sind
und denen, die auf dem Arbeitsmarkt
beschäftigt sind, klafft weiter ausein-
ander. Während immer mehr Men-
schen mit Behinderung in den Werk-
stätten in den letzten Jahren beschäf-
tigt sind, sinkt dagegen die Vermittlung
schwerbehinderter Menschen in die
Erwerbstätigkeit. Förderprogramme
werden für nur kurze Laufzeiten ange-
boten und sind aus Sicht der LINKEN
nicht ausreichend.

Die Grafik macht es auf den ersten Blick klar: Gravierend ist die Entwicklung der
Arbeitslosigkeit der schwerbehinderten Menschen im Vergleich zur Entwicklung
der Gesamtarbeitslosigkeit. Während die Gesamtarbeitslosigkeit in Thüringen seit
2009 kontinuierlich sinkt, steigt der Anteil der arbeitslosen Schwerbehinderten
leicht an. Damit profitierten die schwerbehinderten Menschen in Thüringen nicht
von der Dynamik am Arbeitsmarkt.                   Haupttext und Grafik: Thomas Völker

Bei der Pres-
sekonferenz der
Linksfraktion im
Thüringer Land-
tag in Erfurt: 

(v. l.) die Abge-
ordneten Karola
Stange und Ina
Leukefeld sowie
die Pressespre-
cherin der Frakti-
on Diana Glöck-
ner.

Die Thüringer Hochschulen müs-
sen trotz bestehender Verträge,
wie der Hochschulrahmenverein-
barung III, an die Substanz - d.h.
die Schließung von Studiengängen
- gehen. „Das ist angesichts der
verstärkten Nachfrage nach Studi-
enplätzen eine fatale Entwick-
lung“, erklärte MdL Dr. Karin Ka-
schuba. Die Finanzausstattung un-
terminiere die Handlungsfähigkeit
der Hochschulen in eklatantem
Maße. Sie gehe einher mit einer
massiven Zunahme von prekären
Beschäftigungsverhältnissen. Die
Absicherung der Lehre erfolge vor
allem durch studentische Hilfs-
kräfte. Hinzu kämen bei steigen-
den Studierendenzahlen auch
schlichtweg logistische Kapazi-
tätsgrenzen - wie bei Seminar- und
Laborräumen oder der Ausstat-
tung mit Geräten.                          

Fatale Entwicklung


